
aebauunJsplan !Jr, 5 a 

der Cemeinde Stahnsdorf 

Teil 8 

Textliche Festsetzungen 

Der 9ebauungsplan 5 a besteht aus einer Zeichnun� (feil A) 

und diesen textlichen Festsetzung�n (Teil a). 



1, Städtebauliche Festsetzungen 

1 , 1 

(§ 9 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der

Bekanntmachung vrnm 08 1 12,1986 (BGBl,I S,2253) zuletzt

geändert durch Anlage, I, Kapitel XIV, Abschnitt II,

Nr. 1 des Einigungsvertrages vom 31 1 08,1990, in Ver­

bindung mit der Verordnung über die bauliche Nutzung

der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekannt­

machung der Neufassung vorn 23,01.1990 (a::;ai. I, S,132).

zuletzt geändert durch Anlage I, Kapitel XIV. Abschnitt

II, Nr ,2 des Einigungsvertrages vom 31,00,1990, in Ver-
. ,  .

B in dun g mit Ar t i k e l I des G es et z es •" v.o m 2 3 , o 9 , 1 9 9 o ( 3 G i3 l

II, s.-885, 1124)

.. 

Art baulicher Nutzung 

; .

. Nutzungen, wie sie in §3. Abs,4 8auNVO ausnahmsweise 

iugelassen werden k�nnen, sind im gesamten Plangebiet 

unzulässig, (§ 9 (1) 1, BauGB i,V.m. §1 (5) SauNVO) 

Wohngebäude dürfen nicht mehr als zwei Wohnungen haben .

(§9 (1) 6, 8auG8)

1.2 ''f1aß der baulichen Nutzung 

Ausnahmsweise ist die• Grundfläche von Dachgeschossen, 

falls sie nicht zu Vollgeschossen werden, gemäß den 

Bestimmungen des Wohnungsbauerleichterungsgesetzes 

nicht auf die GeschoGflächenzahl anzurechnen, 

( § 9 ( 1 ) 1 • 8 auG B)

1 ,3 Höhenlage baulicher Anlagen 

Die Sockelhöhe (Höhe Oberkante Fertigfußboden des Erd­

geschosses über Höhe der an• das Baugrundstück an�ren­

zenden öffentlichen \/erkehrsfläche) darf o,75 rn nicht 

überschreiten, (§§ (2) BauGS) 
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a· V ß U-St,t! 11. 
Die Drempelhöhe (Höhe der Schnittlinie der:.. Maueraußen-

fläche und der Oberfläche der Dachhaut über der Ober­

kante des Fertigfußbodens des Dachgeschosses) darf bei 
�' . - '. . 

Hauptgebäuden in der eingeschossigen Bauweise o,So m 

nicht überschreiten. In der mehrgeschossigen Bauweis2 

sowie bei An- und Nebenbauten sind Drempel unzulässig. 

(§9· (2) Bau GB)

Nebenanlagen auf nicht □berbaubaren Grundstücksflächen 

Nebenanlagen im Sinne von §14 B�u�VO sind nur innerhalb 

überbaubarer Grundstücksflächen und
°

_der Flächen für i�a­

benanla�en (Garagen und Stellplätze) zulässig, 

(§9 (1) 2. B.,auGB LV.m. §14 (1), letzter Satz, BauNVO)
.. , ,  

Flächen für Aufschüttung�n und,Abgrabun;en 

Die natürliche Höhe des nicht überbauten Teils des dau­

grundstUckes darf bis z� maximal So% der zulässigen �e­

bäude-grundfläche verändert werden für Terrassen, Frei­

sitze und zur Einbindung der Baukörper, Die Höhe von 

Aufschüttungen und die Tiefe von Abgrabungen dürfen je­

weils o,75 m nicht überschreiten. 

( '§ 9 ( 1 ) 1 7 • F:l a uG B ) .' 

1 .6 Anpflanzen von Bäumen u�d Sträuchern 

Entlang den nordöstlichen Grundstücksgrenzen wird ein 

3,o m breiter Streifen als Fläche für das Anpflanzen 

von aäumen und Sträuchern festgesetzt, Er ist geschlos­

sen zu bepflanzen mit standortgerechten Gehölzen der 

natürlichen potentiellen Vegetation. 

Auf den übrigen Flächen jeden Grundstücks sind minde­

stens zwei hochstämmige Solitärbäume der natürlichen 

potentiellen Vegetation zu pflanzen, 

(§9 (1) 25 a BauGB)



2, Gestalterische Festsetzungen 

(§9 Abs,4 BauGB (Fundstelle wie.oben) i,V.rn, §8, Ab­
s�tze 1, 3 und 4 der Bauordnung (Bau□) in der Fassun�· 
vom 20,07,1990 (fGBl I Nr. So, S. 929)). 

2.1 Außenwandgestaltung 

2, 2 

Außenwände (Fassaden) sind grundsätzlich mit Materialien 
aus· gebranntem Ton (Sicht-, Verblendmauer�erk,· 9hne Farb­

anstrich) in gedecktem natürlichen Ziegelrot zu errichten. 
Untergeordnete Bauteile aus ander:en Materialien und Farben 
sind nicht ausgeschlossen. 

... 
I 

Dac�gauben . ,.. ..

Die Summe der· Dac hg aub enläng en· einer' Dac hf läc h e darf 
maximal ein Drittel der Trauf länge der betroffenen Dach­
fläche betragen, 

Der Abstand der Gauben· vom Ortgang muß mindestens 2,o m 
betragen muß der entsprechende Abstand zum Grat (recht­

winklig zum Grat gemessen) mindestens 1 ,So m betragen. 

2,3 D�icher 

Dacheindeckungen genei�ter Dachflächen sind aus Materi-
3,0' bis 4-0

°alien matt-brauner Farben zu gestaltenr 1'1ei!v"'g ·.

Bei Anbauten und Nebengebäuden können Neigung und For� 
von Dächern abweichend van der festgesetzten Oachneigun� 
und Dachform zugelassen werden, wenn die Einhaltun� der 

Festsetzungen zu einer nicht beabsichtigten Härte führen 
würde und keine gestalterischen Bedenken bestehen, 
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2.4 Einfriedigungen 

2.5 

2.s

GrundstUckseinfriedig�ngen sind grundsätzlich nur bis 

zu einer Höhe von 1,o m und nur in der Form von Hecken, 

Strauchpflanzungen und Zäunen mit Bepflanzung durch Kan­

ken, Hecken oder Sträuchern zulässig, 

Innerhalb der durch die festgesetzte überbaubare Grund­

stücksfläche bestimmten Bautiefe sind außerdem als Sicht­

schut_z für Terrassen und Freisitzplätze .W�nde b.is zu 1 ,s· .-n

Hdhe aus Massivholz oder Mauerwerk aus Materialien der 

Fassadengestaltung des Hauptgebäudes zulässig (keine 

Holzflechtzäune). . . .  

.. 

0berflächenb�festigungen 

Verkehrsflächen einstihließlich offener Stellplätze auf 

den Baugrundstücken sind wasserdurchlässig zu Jestalten 

(Rasengitte;steine, offenfugiger Belag aus Pflasterstei­

nen oder Platten, Asche- oder Kiesbelag oder ähnlich). 

E ingr Llnung 

''( ·Ober-dachte Stellplätze sind an mindestens zwei Seiten,

und Nebenanlagen grundsätzlich einzugrünen, und zwar mit

Pflanzen der natürlichen potentiellen Vegetation,

Hinweise: Gemäß §81 Bau □ handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig dieser Satzung (Festsetzungen 2,1 -

2.6)zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit 

einer Geldbuße bis zu 100.000.- DM geahndet werden. 

Eine Liste von Pflanzen der natürlichen potentiellen 

Vegetation ist als Anlage der Begründung bei�efügt, 



BEGRÜNDUNG: 

zum Bebauungsplan Nr. 5a, "Waldviertel" - Annastraße 

in der Gemeinde Stahnsdorf, 

Landkreis: Potsdam - M'.ittelmark 

( Paragr. 9 Abs. 8, Satz l BauGB ) 

1. 

i&:.csi�ht über das Aufstellungsvetfahren und die Ereehoisse der BeteiliiJmesvert:abreu 

Seite: 6 

In seiner Sitzung am 21. 1. l 993 hat der Rat der Gemeinde Stahnsdorf die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 5a. 
"Waldviertel" - Annastraße beschlossen. 

Nach eingehender Beratung der Möglichkeiten zur kurzfristigen Deckung des st/lndi� stei2enden Bedarfs an 
Baugrundstücken für eine WohnbebauWlg und Disskussion der künftigen städtebaulichen Entwicklung in Stahnsdorf 
hat sich der Rat der Gemeinde entschlossen, für eine Teilfläche der Flur 4, Flmstück 640, auf der Grundlage der 
bisher ver- folgten städtebaulichen Ziele einen Bebauungsplan aufrustellen. 

Die Gemeinde Stahnsdorf hat die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 Bau GB bei der Aufstellung des 
Bebauungsplans Stah.nsdorfNr. 5a "Waldviertel"� Annastraße durch eine Veröffentlichung im Sbhnsdorfer 
Ortsanzeiger Nr. 3 1993, durchgeführt. Von den Bürgern wurden keine Anregungen gegeben, die bei der weiteren 

· Planung zu berücksichtigen wären.

In seiner SitzuD.g am 11. Mai 1993 hat der Bauausschuß der Gemeinde über den Entwulf des Bebauungsplans beraten
und beschlossen, dem Rat zu empfehlen, den Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung öffentlich auszulegen,
d.h. die Bürgerbeteilgung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen. Die Träger öffentlicher ßelange wird die
Gemeinde gemäß § 4 Abs. l BauGB gleichzeitig beteiligen.

ln seiner Sitzung am 13.5. 1993 hat der Rat der Gemeinde Sta.hnsdorf die bisherigen Ergebnisse der Bürgeroetei­
ligung ZUl' Kenntnis genommen und Einzelfragen der Planung beraten, dem Entwurf des Bebauungsplans Stahnsdorf 
Nr. 5a, "Waldviertel" - Annast.raße und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung am 6. Juni 1993 
im Mitteilungsblatt "Stahnsdorfer Ortsanzeiger" 6/93 sowie durch Aushang bekannt gemacht. Die öffentliche 
Auslegung und die Beteiligung der Träger öifentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB fand vom 12. 6. 93 
bis 12.7. 93 statt. 

Während der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans gemäß§ 3 Abs. 2 BauGB gingen Stellungnahmen teils 
ohne teils .mit Anregungen Wld Hinweisen von Trägem öffentlicher Belange ein. 

Es wurden folgende für die Planung wichtige Punkte angesprochen, die jedoch zwn größten Teil bereits bei der Aus-. 
arbeitung berücksichtigt worden waren: 
Folgende Fragenkomplexe wurden angesprochen: 
Landratsamt: 
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Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans dient den unterschiedlichen nach § l Abs. 5 BauGB xu 
berücksichtigenden Belan,gcn und dem Zweck, im Rahmen der Ausübung der Plaungungshoheit der Gemeinde 
Stahnsdorf durch ihre gewählten Vertreter unterschiedliche Anforderungen und Belange gegeneinander und unterein­
ander i.S.v § I Abs. 6 BauGB gerecht abwägen zu können. Das Ergebnis dieses Klänmgs • und Abwägungsprozesses, 
der Flächennll12:Ungsplan (FNP) mit seinen Darstellungen und der Bebauungsplan mit seinen zeichnerischen und 
tehilichen Festsetzungen, ist jedoch unabhängig von der Zuläsigkeit genehmigungspflichtiger Vorhaben zu beurteilen, 
weil mit den Darstellungen imFlächennutzungspla.n (FNP) und den Festsetzungen im Bebauungsplan nur eine 
Rahmen für die Durchführung einzelner Maßnahmen vorgegeben wird. Ein nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplans gnmdsätzlich z;ulässiges Vorhaben oder ein Eingriffi.S.v. § 20 d.BNat.Sch.G. kann deshalb im Ein­
zelfall unzulässig sein. 
( § 15 BauNVO und§ 11 i.V.m. § 20 dB Nat.Sch. G.)
Die für di� Durchführung des Bebauungsplans wichtigen Hinweise sind unter Ziffer 12 (Begründung der
plauungsrechtlichen Festsetzungen ) aufgeführt.

2. 

AnJaß zur AufsteUun� des BebauunespJans 

Anlaß für den südöstlich von Stahnsdorf liegenden bisher landwirtschaftlich genutzten Bereich einen Bebauungsplan 
aufzustellen, ist die seit über einem Jahr deutlich steigende Nachfrage nach Grundstücken für die Bebaung mit 
Wohngebäuden unterschiedlicher Wohnformen. Der Rat der Gemeinde Stahnsdorf hatte deshalb 21.1. 1993 
beschlossen. für das Gebiet am südöstlichen Ortsrand den Bebauungsplan Nr. 5a, Waldyjenet - Aooastraße 
aufzustellen. Insbesondere bedingen das im Au.ft:,au befindliche Gewerbegebiet (B - Plan Nr. 1) und die geplante 
Ansiedlung des DIN - Instituts dringend den Bedarf an Wohnbaugrundstücken für das obere und mittlere Managment 
Es werden rd. 6 000 Arbeitsplätze erwanet Speziell daraufhin zielt die Konzeption, die auch für die entsprechende 
ortsansässige Bevölkerung Verbesserungen von deren Wohnbedürfnissen bedienen soll. Der im FNP ausgewiesene 
20m breite Steifen der Panelle 640 ist ideal geeignet nach Lage zu dem zukünftigen Schulzentrum u.d. Nähe zu
Versorgungseinrichtungen sowie Sport- u. Erholungsflächen. 

Verkehrsanbindungen und ÖPNY • Anbindung 

Die Buslinie Nr. 624 •auf dem Güterfelder Damm. Haltepunkt Markhofstraße ist weniger als 500 m von der 
.Annastraße/Sonnenblumenweg entfernt. 
Die Annastraße ist vom Güterfelder Damm her 12 breit ausgebaut. Sie befindet sich in einem guten Bauzustand. Für 
den Individualverkehr ist damit ein adäquat.er Zugang gesichert. 
Innerhalb des angrenzenden Neubaugebietes selbst stehen im Verhältnis zu der relativ lockeren Besiedlung 6,5 m bis 
18 m breite, z. Teil alleeartige Wohnstraßen zur Verfügung , die neben der größeren Zahl vonGaragen als Häusern 
auch zusätzlichen, ruhenden Verkehr vorwiegend von Besuchern aufzunehmen bestimmt sind. 

ZuSätzlich hatte der Rat der Gemeinde Stabusö.orf in seiner Sitzung am 28.11. 1991, Beschluß - 16/107/91 - die 
Anlage von Sportflächen die Vorhaltungen von Park- und wohnungsnahen Parkalllagen und den Bau je einer Grund 
und Gesamtschule im unmittelbaren Nachbarbereich zwischen Blwnen � und Markohofsiedlung beschlossen. damit 
sind alle öffentlichen Infrast.ruktunnaßnabmen planerisch sichergestellt 

3. 

Ziele und Zwecke des Bebauungsplans 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans werden folgende Ziele verfolgt: 
- Zur kurzfristigen Deckung des ständig steigenden Bedarfs an Baugrundstücken für unterschiedliche Wohnfonnen

soll in unmittelbarer Nachbarschaft ausgdehnter Wohngebiete und bereits geplanter öffentlicher Einrichtungen an
einer nach dem städtebaulichen Gesamtkonzept kiinfüg wichtigen Wohnsammelstraße ein reines Wohngebiet (WR)
mit möglichst geringem Aufwand erschlossen werden.

· Zur Erschließung des Bebaunngsplans Nr. Sa und zur Ergänzung des Straßennetzes sollen Erschließungsflächen
ausgewiesen werden, die als ausreichend leistungsfähige, jedoch zum langsamen Fahren veranlassende und der Be­
deutung der Wohngebiete angemessen gestaltete und z.T. alleartig mit großk.ronigen Bäumen bepflanzte Straßen ge•
staltel werden können.
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- Zlll' Fortsetzung der für Stahnsdod charakteristischen Bebauung mit Einwnilienhä.usern in 1- und 2 - gescbossiger,
freistehender oder gereihter Bauweise sollen Flächen für Einfamilienhäuser mit bis zu 2 Vollgeschossen erschlossen
wtd ein Rahmen für die Gestaltung vorgegeben werden.

Der Bebauun�Splan dient folgenden zwecken im einzelnen· 

- reines Wohngebiet (WR) vorrangig für die Bebauung mit höchstens 2 - geschossigen Einzel - und Doppelhäusern
zur Deckung des bereits doku.mentienen Bedarfs auszuweisen,

- Grünflächenverbindungen für die Anlage von aus den vorhandenen Wohngebieten führenden Fahr - und Geh -
wegen auszuweisen, und damit diese Wohngebiete mit den zuvor genaD.I1ten Park - und wohno.ngsnaheo Parkan­
lagen und der ebenfalls dafür ausgewiesenen bisherigen Grünfläche auf der Pan.eile 640, als grüne Brücke zu freien

Feldflur iu verbinden.
- Anforderungen an die bauliche und sonstige Nutzung des Grundstückes zu formulieren,
- Anforderungen an die Gestaltung von Gebäuden und nicht Oberbaubaren Grundstücksflächen zu formulieren,
- durch den Bebauungsplan, einen gestalteten und begrünten Ortsrand zur Freizone zu bilden,
- Wegeverbindungen aus dem Bereich des Bebauungsplanes Nr. S in die Freizone qffenzuhaltcn,
- und vorhandene Baubestände im Bereich des Plangebietes zu sichern.

., 

4. 

Zustand von Natur nnd Landschaft - aemcksichtigung ctec Ziele und Grundsätze des Naoirschutzes und 

der J ,aoctscbaftspfJ� 

Die nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. Sa künftig zulässige Nutzung der bisher landwirtschaftlichen 
Flächen bedeutet einen Eingriff im Sinne des Bundesnatu.rschutzgesetzes. 
Diesem Eingriff steht jedoch das planerische Ziel gegenüber, einen baulich und pflanzlich gestalteten Ortsrand zu als 
Abschluß der zur freien Landschaft ru bilden. 
Insgesamt wird ein Ausgleich für den Eingriff nach der Gro.o.tläcbenbilanz in den beiden Bebaunngsplänen Nr. 5 und 
Nr. 5a geschaffen und in folgenden Punkten aufgelistet 

- Vorsehen zusammenhängend.er Grünflächen
- geringst.mögliche Oberßächenversiegelung
- Einbau wassergebundener Deck.eo. auf allen Gartenwegen, Vorflächen der Hauszugänge und Fußwegen zur besseren

Ableitung des Oberflächenwassers, Ableitung der Dachentwässerung innerhalb d. Grundstückes
- Verwenden heimischer Gehölze und Ptlanzen,
- Angebot vieler dichtgewachsener Hecken als Nist- und Brutplatz heimischer Vögel (Insektenvertilger)-
- Grünüberdeckung von Fassaden und flachen Dächern von Garagen 
- Schaffung von Rückzugsbereichen für Pflanzen und Tiere
- Errichtung der Baukörper unter Gesichtspunkten der Energieein5parung

Eine überschlägliche Grünflächenbilanz für den Bebauungsplan Nr. 5a ergibt, daß sich ca. 10. 500 m2 Grünflächen 
ergeben oach der Bebauung. Dies entspricht der Größe der vorherigen Ackerflächen und der Feldraine. Dies wird 
gewährleistet durch den Erhalt von: 

1. 

2, 

3. 

4. 

3 x vorhandenem Baumbestand am Sonnenblumenweg, Annastraße und Sputendolfer Straße 
Pflanzung kroßkroniger Straßenbäume 
Strauchwerk an Kinderspielplätzen+ Wegen+ Gartenhecken 
Grane Nutzfläche zusammen: 
Alleen und Wegefläche = 240 m2 
Privatgrii.nßäche � 10. 000 m2 
Gesamtgrünflächen rd. 100% der Ackerlliiche 

X 

X 

50% 

100% ""' 
120 m2 

10. 000 m2
10. 500 m2
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5.

Planungkanzept 
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Der FNP der Gemeinde Stahnsdorfweist für den Südostteil der Parzelle 640 der Flur 4 als Ergänzung der 
Wohnbebauung der Markhofsiedlung eine Abrundung des Wohngebietes aus. Die angrenzenden Flächen der Parzellen 
640 u.a. dagegen sind ebenso wie alle nordwestlich angrenzenden Flächen - diese zum größten Teil bewaldet - als 

· Naherholungsfläche bzw. Grün.fläche ausgewiesen.
Unter diesen Gegebenheiten entspricht es den Zielen der gemeindlichen Baulandentwicklung, diese naturvorgebeoen 
Forststreifen z;ur Anlage eines weitgehend durchgrünten, locker besiedelbarem Einfamilienhausgebietes auszuweisen. 
Dadurch kann der Zugang an 5 Stellen zwischen den vorhandenen Wohngebieten Marlchofsiedlung / Blumensiedlung 
und via der anzulegenden Grünfläche der Parzelle 64-0 auch gleichzeitig zu den geplanten Schul - und Sportzentren 
westlich des Forststreifens zwischen diesem und dem Kasernenkomplex Annastraße hergestellt werden. 

Verkehrstnäßig ist die Neubaufläche optimal anzubinden. Die ÖPNV - Buslinie verkehrt in knapp 500 m Entfernung 
auf dem Güterfelder Damm.

Die Sputendorfer Straße soll als Haupterschließungsstraße für den überörtlichen Verkehr ins künftige Amtsgebiet und 
darüberhinaus ausgeball1 werden. Danach ist eine Buslinie auch auf dieser Route zu erwarten. 
Die wunittelbare Erschließung des Plangebietes Nr. Sa erfolgt durch die Erweiterung des Erschließungssystems des 
Bebauungsplanes Nr.5 über ausreichend bemessene und befahrbare Wohnwege. 
Die Bedilrfnlsse der Feuerwehr und Rettungsdienste sind berücksichtigt. 
Es entstehen im Plangebiet Nr. 5a 24 Wohnhäuser. Unter der Annahme von 3 Einwohnern je Wohnhaus uµd einer 
Plangebietsgröße von 10. 000 m2 ergibt sich eine Bevölkerungsdichte von 72 EW/ ha. 
Der ruhende.Verkehr wird ausschließlich auf den Bangrnndstücken selbst untergebracht 

6. 

EatwickJuni und Planung ans dem FHlchennutzungsplan (FNP) 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Stahnsdorf liegt zur Zeit offen. Für den Bereich des Bebauungsplangebietes 
Nr. Sa innerhalb der Parzelle Nr. 640 ist dort Wohnbau.fläche dargestellt 
Dieser Darstellung und den Festsetzu.ngen des Bebauungsplanes Nr, 5a liegen dieselben städtebaulichen Ordnungsvor­
stellungen und Planungskonzeptionen zugrunde, die den voraussehbaren Bedürfnissen der Bevölkerung Rechnung 
tragen. 
Insbesondere ist hierdurch gem. § l Abs. 5 BauGB die angestrebte, geordnete städtebauliche Entwicklung sicher -
gestellt. 
Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes werden durch den Bebauungsplan Nr. Sa weiter konkretisiert. 
Eventuell erforderliche Infrastrukturen werden für die angenommenen 72 Einwohner des Plangebietes in der Ortslage 
Stahnsdorfund im Rahmen der Versorgung der gesamten benachbarten Neubaugebietes mit sichergestellt. 

7. 

Ahgrenmngdes rtium)jchen C'-.e]tJmgsht:n:iches des Bebammgsplanes Nr 5a 

Die Flächen i.m räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen in der Gemarkung Stahnsdorf, Flur 4. 
Der räwnliche Geltungsbereich ist im Nordwesten begrenzt von der Trasse des Sonnenblumenwegs, im Nordenosten 
verläuft die Grenze 20m parallel entfernt von der gemeinsamen Grenze der Parz.eilen 640 + 650 und im Südosten von 
der Sputendorfer Straße sowie im Südwesten von dem Verlauf der v.b. Parzellengrenze des Flw-stückes 650. 
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8. 

Erfordernis zm: bolage von Kiodcrspi�Jplätzen 

8.1. Kleinkinderspielplätze 
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Da nach den Festsetzungen des Bebauungsplans die zu errichtenden Gebäude höchstens 2 Wohneinheiten enthalten 
dürfen, ist nach einschlägigen Bestimmungen ein Kleinkinderspielplatz nicht anzulegen. Kleinkinder können itn 
eigenen Garten spielen. 

8.2. Kinderspielplätze 

2% der Oescboßfläche des Plangebietes d.h. in diesem Falle rd. 52 m2 wären als Spielfläche auszuweisen, zu ergänzen 
um 50% Fläche zur Einbindung in die umgebende Grüngestaltung und zur Abschirmung. Danach wären rd. 78 m2 
Spielplatzfläche auszuweisen. 
Im bereich des B � Planes Nr. 5 wurden statt der dort erforderlichen 660 m2 bereits l 150 m2 ausgeweisen. Diese 
Mehrfläche von 490 m2 deckt auch die erforderlichen 78 lll.2 des Bebauungsplan&.f Nr. 5a mit ab. 
Außerdem ebinhaltet das Siedlungskonzept insgesamt mit den umgebenden Frei.räumen ein reichhaltiges 
Spielflächenangebot. 

9. 

Ver - und EotsatiP.mgseiorichtungen 

Die nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässige Bebauung wird an vorhandenen. bzw. sich im Ausbau 
befindlichen Versorgungs- und Kanalisationsleitungen angeschlossen. K.apaxitätsprüfungen durch das Ingeniewtüro 
Aqua - Plan in Potsdam sind erfolgt. Diese sind ausreichend Ebenso die Versorgungsleitungen filr Wasser und Elek­
trizität. Regenwasser soll wegen der Bodenbeschaffenheit auf den Grundstücken aufgefangen werden. Insgesamt soll 
das Gelände aufgnmd eines Erschließungsvertrages mit der Gemeinde Stahnsdorf erschlossen werden. 

10. 

Kostensituation für die Gemeinde Stahnsdorf 

Aufgrund der Paragraphen 127 � 129 BauGB gehören zu den kostenverursachenden :rvfaßnahrnen der Grunderwerb, 
der Ausbau und die Bepflanzung von öffentlichen Grünflächen., Wegen, Straßen und Plätzen einschließlich der 
Oberflächenentwässerung und Straßenbeleuchtung. 
Nach Paragr. 129 BauGB hat sich die Gemeinde daran zu beteiligen. Aufgrund der Bestimmungen für die neuen 
Bundesländer und wegen v.b. Zusage des Siedlungsträgers zur volle Kostenübernahme für die Erschließung des 
Plangebietes fallen der Gemeinde für keine zuvor aufgelisteten Maßnahmen Kosten an. 

11. 

Bodenordnende Maßnahmen iro Bebauun�splao Nr Sa 

Da es sich um die Beplanung einer einzigen Parzelle (640) handelt sind für die Schaffung zweckmäßig gestalteter 
Baugnmdstücke keine bodenordnenden :rvfaßnahmen, wie z.B. Umlegung oder Grenzregelung erfolderlich. 
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12. 

Begrj)odnng der pJanungs�bllichen Festsetwngen (zu § 2 Abs J BauGB T Y § 1 der BauNVO) - Textliche 

Eestsetzuneen 

12. l.

Die Begrenzung auf ein reines Wohngebiet und der Verzicht auf Ausnahmen gern. § 3 Abs. 3 BauNVO berücksichtigt 
die Randlage des Bereiches des Bebauungsplanes Nr. Sa und die in den benachbarten Baugebieten vorhandene 
Struktur. 

12.2. 

Zahl der Wohnungen in den Wohngebäuden 

Die Zahl der im reinen Wohngebiet (WR) zuläSsigen Wohnungen wird aufzwei'begremt, § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB, 
weil vorrangig Bedarf an Baugrundstücken für die Bebauung mit Familienheimen besteht und diese Wohnform der 
Bebauung der näheren Umgebung entspricht. 

12.3 

Maß der baulichen NutzWlg 

Das Maß der baulichen Nutzung wird in der Planzeichnung durch die Zahl der Vollgeschosse und der Grund - und 
Geschoßflächenzahl im Rahmen der Werte der Baunutzungsverordnung (§17(1)) festgesetzt. Die gewohnte 

· Abhängigkeit von Grundflächenzahl/Geschoßzahl/Geschoßflächenzahl ist mit Absicht in Hinblick auf eine höhere
Grundflächenzapl durchbrochen, um zusätzliche erdgeschossige Anbauten allerdings nur im Rahmen der festgesetzten
Geschoßflächenzahl zu ermöglichen und dadurch Architekten und Bauherren größere Gestaltungsfreiheiten
einzur.lumen.
Unterschiedliche Geschoßzahlen fllr die Wohnhäuser ww-den festgelegt. um vorhandene niedrigere Bebauung auf
Flächen niit aufstehendem Bewuchs überzuleiten.
Wegen der besonderen Zielsetzung des Bebauungsplans Nr. Sa - der Gestaltung des Ortsrandes - verbunden mit der
Absicht Wohnhäuser möglichst niedrig zuhalten, wird neben der Dachneigung von 30

° 
- 40° festgelget., daß

2 - geschossige Wohnhäuser keinen Drempel in der Flucht der äußersten Umfassungswände erhalten dfufen.
Eingeschossige Häuser sind davon ausgenommen. Ihnen wird wegen der erforderlichen Nutzung des Dachraumes zu
Wohnungszwecken ein niedriger Drempel zugestanden.
Generell wird gern. den bestimmungen des Wohnungsbauerleichterungsgesetzes bei Ausbau des Dachgeschosses
sofern es kein Vollgeschoß wird - zugestanden, daß die FIAchen in diesem ausnahmsweise nicht auf die zulässige
Gschoßfläche angerechnet werden, um dringend benötigten Wohnraum bereitzustellen.

12.4. Bauweise 

Die Bauweise ist innerhalb der festgelegten Baugrenzen als offene festgelegt Einzel- und Doppelhäuser sollen 
möglich sein. Die eingetragenen Baukörper sind als uachrichtiche Darstellung zu werten. Eingeschossige Anbauten 
sollen u.U. auch als Grenzbebauung unter Beachtung bauordnungsrechtlicher Vorschriften zum § 6 der Bauordnung 
über Abstandsflächen zulässig sein. 
Die Beschränkung auf Baugrenzen soll zusätzlich größeren gestalterischen Spklrawn ermöglichen. 

12.5. Stellung baulicher Anlagen 

Die Stellung baulicher Anlagen wird durch die Festlegeung der Firstrichtung des Hauptgebäudes geregelt. 
Es sind im Plangebiet zwei verscheidene Firstrichtungen festgesetzt und zwar einmal parallel zur Längsrichtung des 
Bebauungsplanes Nr. Sa und einmal quer dazu. 
Die parallelen Firstrichtungen sind beabsichtigt, um aus dem Plangebiet Nr. 5 auf das Plangcbict Nr. 5a senkrecht 
stoßenden Erschließungen an Ihren Köpfen optisch zu halten und zu begrenzen. 
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Die Firstrichtungen der übrigen Häuser werden davon abweichend festegesetzt, wn von der freien Landschaft im 
Nordosten des Plangcbietes eine aufgelockerte Ansicht zu erhalten Wld den Eindruck einer Riegelwirkung zu 
mildern. 

12.6. Nebenanlagen 

12 

Die Zulässigkeit von Nebenanlagen im Sinne des§ 14 Abs. 1 BauNVO wird, im Hinblick auf die beabsichtigte und 
zulässige bauliche Dichte und Bodenversiegelungs freizuhaltenden Flächenanteile andererseits beschränkt auf die 
festgesetzten überbaubaren GrundstücksO.ächen. 

12.7. Garagen und Stellplätze 

Die Errichtung von Garagen und die Anlage von Stellplätzen ist beschränkt auf die überbaubaren Grundstücksflächen 
und die dafür festgesetzten Flächen, um zu erreichen. daß Einstellplätze nur innerhalb der einer Verl:.ebrsßäche 
zugewandten Zone oder zwischen den Gebäuden geschaffen werden , nicht jedoch äufden rückwärtigen Wld für eine 

' bauliche Nutzw\g vorgesehenen Grundstücksteilen. Diese Festsetzung soll dazu beitragen, daß die vom Verkehr 
abgewandten Grundstiicksteile möglichst unbeeinträchtigt genutzt werden können und eine möglichst hohe 
Wohnqualität erreicht wird. 

12.8. Aufschüttungen und Abgrabungen 

Mit der Festsetzung zu Aufchüttungen und Abgrabungen soll erreicht werden, daß Bodenbewegungen begrenzt 
bleiben und die Bodenmodellation nur unwesentlich verändert wird. 

12.9. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Für Teile des Plangebietes die an Grün - und Freiflächen grenzen, sind Flächen für das Anpflanzen von Bäumen Wld 
Sträuchern mit standortgerecbten Gehölzen festgesetzt, um Unterschiede in der Pflanzenwelt an diesen 
Übergangspunkten zwischen öffentlichen und privaten Bereichen zu vermeiden. 

12.10. Höhenlage des Erdgeschoßfußbodens 

Die Höhenlage der Oberkante des fertigen Erdgeschoßfußbodens wird festgestzt, um das vorhandene Gelände wenig 
zu verändern, Treppenanlagen und Terassenaufschüttungen niedrig zu halten und die &wkörper insgesamt in ihrer 
Ortsrandlage in der "Höhenentwicklung " zu begrenzen. 

13. 

Be�indun� der hauordnungsrechtlicben Vorschriften (zu § 2 Abs. 4 BauGB i.Y § 83 Bauo) 

Die Erforderlichkeit zum Erlaß örtlicher Bauvorschriften über die Gestaltung ergibt sich aus der Zielsetzung durch die 
Bebauung des Bebauungsplanes Nr. Sa, für die anschließende Bebauung des Planes Nr. 5 einen abschließenden 
Ortsrand zu bilden und einen Übergang zu den anschließenden Freiflächen zu gestalten. 
Die Baukörper sollen sich in Ihrem Erscheinungsbild, bezogen auf die äußeren Formen, Farben und Materialien, sich 
Baukörper verbunden mit den Grundstücken verbinden und zusammen ihrer Eingrünung diesem Ziel einordnen, dem 
Erscheinungsbild der vorhandenen und geplanten Nachbarbebauung nicht widersprechen und den Eingriff in die 
Landschaft abmildern. 
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13.1. Zulässige Farbtöne 

Für Fassaden (Verblendungen und Verlclinkerungen) und Dacheindeckungen werden zur Eifügung in das Orts - und 
Landschaftsbild Farben vorgeschrieben, die ihrerseits aber eingewiesenes Spektrum innerhalb der Farbskala zulassen 
und daher Architekten und Bauherren eine eingeschränkte Gestaltungsmöglichkeit zugestehen. 

13.2. Fassaden und Baustoffe 

Für Gebäude sollen zur Verwirklichung der vorgenannten gestalterischen Grundsätze Baustoffe und Materialien 
verwendet werden, die auch das Bild der Umgebungsbebauung bestimmen. 

13.3. Dächer 

Dachformen können sich sowohl auf das Maß der baulichen Nutzung vi.ie auch auf die bauliche Gestaltung beziehen. 
Deshalb wird hier im Rahmen der Gestaltung in Ergänzung des Punktes 12.3. weiter ausgeführt. daß die 
Beschränkung auf die geneigte Dachform sich aus der charakteristisch der gebietstypischen Dachform mit Ihrer 
Ziegeleindeckung ergibt Der gleiche Grund gilt für die festgesetzte Neigung der Dächer mit dem Verbot der 
Drempelbildung bei zweigeschossigen Wohnhäusern - allerdings mit der zusätzlichen Absicht, daß keine 
Dachgeschosse entstehen. die die Wirkung einer zusätzlichen Wirkung eines zusätzlichen Geschosses haben könnten 
und dadurch zu einer Höhenentwicklung führen könnten, die bei der Ortsrandgestaltung unerwünscht wäre. Die 
gleichen Gesichtspunkte liegen auch den ein Einschränkungen der Größe und Ausdehnungen von Dachgauben zu 
Grunde. 

13.4. Garagen 

Wegen der ortsgestalterischen Absicht, die mit dem Hauptgebäude verbundenen Garagen in die Gestaltung des 
Baukörpers m.it einzubeziehen wird vorgeschrieben, daß für die mit dem Hauptgebäude baulich verbunden oder in 
Gruppen angeordneten Gragen die Festsetzungen für Fassaden und Dächer gelten. 

13.5. Einfriedungen 

Als Einfriedungen sind nur lebende Hecken, freiwachsende Strauchptla.nzungen und Zäune in Verbuindung mit 
Pflanzungen und Sträuchern oder Hecken, die mindestens die Höhe der Einfriedungen erreichen, zulässig. dadurch 
soll aus der Vielzahl möglicher Einfriedungen eine begrenzte und auf die örtlichen Verhältnisse abgestimmte 
Auswahl vorgenommen werden. Mit der gleichen Begründung sollen Sichtschutzwände nur in vorgegebenen 
Materialien und vorgegebenen Bereichen zugelassen werden. 

13.6. Sonstige bauliche Anlagen 

Für die Befestigung von privaten Verkehrs - und Stellplatzflächen auf den Baugrundstücken werden nur wasser­
durchlässige Beläge zugelassen. Dazu gehören breitfugig verlegtes Großpflaster und wassergebundene Decken. Diese 
Festsetzung ist erforderlich, damit der Luft - Uild Wasseraustausch möglichst großer Flächen trotz intensiver baulicher 
Nutzung erhalten bleibt und erreicht wird daß Oberflächenwasser möglichst ungehindert versickert, der Boden belüftet 
wird und sich ein besser gestalteter Anblick bietet, als bei einer mit Schwan.decke oder Betonplatten befestigten 
Fläche. 

13. 7. Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 

Festset2Wlgen für die Anlage der nicht überbaubaren Grundstücksflächen haben das Ziel, den gestalterischen 
Gesamteindruck des Baugebietes nicht zu stören und behu1same Übergänge zu den Freiflächen sowie zu den 
öffentlichen Bereichen zu schaffen und Niederschlagswasser möglichst direkt und ungehindert dem Untergrund 
zuzuführen. . 

· 

Durch die Wahl geeigneter Arten für die Bepflanzung die in der Anlage auf gelistet sind, soll erreicht werden, daß sich 
ein Bewuchs aus wiederkehrenden Pßanzen sw-ch die Bebauung zieht. 
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der für ·das Anpflanzen von Bäumen und Stäuchern und für sonstige 
Bepflanzung vorgeschlagenen standortverträglichen Arten der po­
tentiell natü�lichen Vegetation 

Bez_e,ichnung: 
' . .... 

deutsch 

G·roße Laubbäume 

Traubeneiche 
Stiel eiche 
Winterlinde 
Kaiserlinde 

,, 

Kiefer, hochstammig· 

Hohe Sträucher: 

Felsenbirne 

Pfaffenhütchen 
Kornelkirsche 
Hartriegel. 
Roter Hartriegel 

.. ··Hasel- .. •·:­
Rotdorn 
Wei �dorn.-; .. 

-· . •-{.· ' '  . ' . 

-- . 

Seidelbast 
Rote· Heckenkirsche 

Schlehe 
Alpenjohannisbee�e 
Hundsrose 

Wolliger Schneeball 

botanisch-

Quercus petraca 
Quercus robur 
Tilia cordata 
Tilia platyphyllos 
Pinus silvestris 

Amelanchier ovalis 

Euonymus curopaeus 
Cornus mas . 
Cornus sanguinea 
Cornus alba 

_Corylus.avellana 
-·�ctat��gus c�rrierei

crataegus· monogyna ·. 

_Daphne mezereum 
Lonicera xylosteum 

Prunus spinosa 
Ribes alpinum 
Rosa canina 

Viburnum lantana 


